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Die Erteilung einer Neugenehmigung oder der Genehmigung zur wesentlichen 
Änderung einer bereits bestehenden Anlage setzt voraus, dass hierdurch keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (BImSchG) [1] hervorgerufen werden. Der generelle Prüfumfang beinhaltet 
hierbei den Lärmschutz, zumal der Gewerbelärm den Klassiker aller im Rahmen 
von industriellen Genehmigungsverfahren relevanten Emissionen darstellt.

Ob eine Anlage schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche hervorruft, 
kann anhand der Beurteilungskriterien der Sechsten Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz, der Technischen Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm – TA Lärm – [2] geprüft werden.

Im Folgenden soll unter dem Gesichtspunkt der genehmigungssicheren Beurtei-
lung von Anlagengeräuschen nach TA Lärm [2], die effiziente und sachgerechte 
Ermittlung der Zusatzbelastung beschrieben werden. Der Fokus liegt hierbei auf 
einzelnen Kriterien der Beurteilung nach TA Lärm [2], die in vielen Projekten 
die entscheidenden genehmigungsrelevanten Aspekte darstellen. Auf Stan-
dardverfahren, wie die eigentliche Berechnung nach den Vorgaben der DIN ISO 
9613-2 [3] wird hier nicht detailliert eingegangen, da sich aus diesen Verfahren 
selten Unsicherheiten oder gar Fallstricke im Genehmigungsverfahren ergeben.

Wo möglich und sinnvoll, erfolgt ein Blick auf die wirtschaftlichen Belange in 
der Planungs- und Betriebsphase.



Joachim Bittner

18

1. Systematische Einordnung der Zusatzbelastung 
im Regelwerk TA Lärm
Der aktuellen TA Lärm [2] liegt ein akzeptorbezogener Ansatz zugrunde. Mit 
diesem wird – unabhängig von der Anzahl der einwirkenden Anlagen – sicherge-
stellt, dass das in der TA Lärm [2] definierte Schutzziel (Schutz der Allgemein-heit 
und der Nachbarschaft vor unzulässigen Geräuschimmissionen durch Anlagen 
sowie Vorsorge vor diesen) erreicht werden kann. Dieses Schutzziel wird in der 
TA Lärm [2] durch Immissionsrichtwerte beschrieben, die am maßgeblichen 
Immissionsort einzuhalten sind. Die Immissionsrichtwerte gelten für die Beurtei-
lung der Gesamtbelastung, die durch Schallimmissionen von Anlagen, die in den 
Regelbereich der TA Lärm [2] fallen, verursacht werden. Die Gesamtbe-lastung 
setzt sich dabei aus Vorbelastung und Zusatzbelastung zusammen.

Damit muss jedoch zu Beginn geklärt werden, wie die Zusatzbelastung zu defi-
nieren ist. Nach der Definition der TA Lärm [2] beschreibt die Zusatzbelastung 
alle Geräusche der zu beurteilenden Anlage. Hierbei ist im ersten Ansatz der 
Anlagenbegriff des BImSchG [1] zugrunde zu legen. Dies bedeutet bei der Än-
derung einer bestehenden Anlage aber auch, dass nicht nur die tatsächlich neu 
hinzukommenden Anlagenteile der zu ändernden Anlage die Zusatzbelastung 
bilden, sondern auch die bereits bestehenden Anlagenteile. Der anlagenbezogene 
Untersuchungsumfang ist damit festgelegt. Wird beispielsweise bei einer beste-
henden Abfallverwertungsanlage eine neue Verbrennungslinie nachgerüstet, so 
stellt die gesamte Abfallverwertungsanlage die gemäß TA Lärm zu beurteilende 
Zusatzbelastung dar – und nicht nur die neue Linie. Bei der Zielsetzung, das so 
genannte Irrelevanzkriterium einzuhalten (Unterschreitung der Immissions-
richt-werte um mindestens 6 dB(A)), ist dies zu beachten. Im Einzelfall besteht 
jedoch die Möglichkeit, mit Schallschutzmaßnahmen am Bestand ein insgesamt 
kostengünstigeres Schallschutzkonzept zu realisieren, als wenn bei den ohnehin 
neuen Aggregaten und Maschinen – die dem Stand der Technik zur Lärmminde-
rung entsprechen – technisch und wirtschaftlich überzogener Schallschutz 
betrie-ben werden müsste.

2. Der maßgebliche Immissionsort 
und dessen zutreffender Richtwert
Als nächstes muss geklärt werden, wie ein Immissionsort gemäß TA Lärm [2] 
definiert ist. Damit wird der Ort beschrieben, an dem die Beurteilung der Ge-
räusche vorgenommen wird. Abgängig vom Übertragungsweg der Geräusche 
befindet sich der Immissionsort außerhalb (bei Luftschallübertragungswegen) 
oder innerhalb (bei Anregungen von Gebäudeteilen) von Gebäuden. In jedem 
Fall steht er als repräsentativer Beurteilungsort für schutzbedürftige Räume, 
wie Wohn-, Schlaf- oder Büroräume. In der Regel liegen die Immissionsorte von 
Industrieanlagen in der bewohnten Nachbarschaft außerhalb von Gebäuden.
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Um den Prüfaufwand überschaubar und handhabbar zu halten, wird die 
Zu-satzbelastung nur für relevante oder maßgebliche Immissionsorte im Ein-
wirkungsbereich einer Anlage ermittelt. An diesen ist die Überschreitung der 
Immissionsrichtwerte am wahrscheinlichsten, entweder aufgrund der Höhe der 
Zusatzbelastung bzw. der Lage der zu beurteilenden Anlage oder auch aufgrund 
einer bereits vorhandenen Vorbelastung.

Welcher Immissionsort nun der maßgebliche ist, hängt neben der Entfernung 
von der Anlage wesentlich von dem jeweiligen Schutzanspruch der benachbar-
ten Bebauung ab. So kann ein Wohngebiet in der zweiten Reihe mit höherem 
Schutzanspruch kritischer für den Anlagenbetrieb sein, als die nächstliegende 
Bebauung. Bei der rechtssicheren Beurteilung der Schallimmissionen einer 
Anlagenerweiterung empfiehlt es sich deshalb, nicht nur auf bekannte und im 
Zuge früherer Genehmigungsverfahren bereits berücksichtigte Immissionsorte 
abzustellen. Es sollte auch geprüft werden, ob zwischenzeitlich neue schutzbe-
dürftige Gebiete (z.B. Wohnbebauung) näher an die Anlage herangerückt sind. 
Dieser Prüfschritt sollte ohnehin im Rahmen einer regelmäßigen Standortbe-
wertung erfolgen.

Um den Schutz vor schädlichen Geräuscheinwirkungen durch industrielle Anlagen 
sicherzustellen, definiert die TA Lärm [2] Immissionsrichtwerte. Diese beschrei-
ben die durch Gewerbe- und Industrieanlagen verursachte Schallimmission, die 
in der Regel maximal zulässig ist. Dem Umstand des erhöhten Ruhebedürf-nisses 
im Nachtzeitraum trägt die TA Lärm [2] dadurch Rechnung, dass nachts im 
Allgemeinen lediglich 15 dB niedrigere Schallimmissionen zulässig sind als im 
Tageszeitraum. Ausnahmen hierbei stellen Immissionsorte in Kurgebieten und 
Industriegebieten dar. 

Des Weiteren wird eine Abstufung der Immissionsrichtwerte vorgenommen. Dies 
erfolgt je nach Gebietscharakter, in dem der Immissionsort liegt. Diese Abstufung 
folgt weitgehend den Nutzungsarten der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
[4]. In Tabelle 1 sind die Immissionsrichtwerte der TA Lärm [2] wiedergegeben.

Tabelle 1:	 Immissionsrichtwerte nach TA Lärm für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden

	 Gebiet	 Immissionsrichtwert in dB(A)

	 tags	 nachts

Industriegebiete	 70	 70

Gewerbegebiete	 65	 50

Kerngebiete, Dorfgebiete, Mischgebiete	 60	 45

allgemeine Wohngebiete, Kleinsiedlungsgebiete	 55	 40

reine Wohngebiete	 50	 35

Kurgebiete, Krankenhäuser, Pflegeanstalten	 45	 35

Quelle:	 Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998, GMBl 1998, Nr. 26, S. 503

Diese Immissionsrichtwerte gelten für die Beurteilung der Geräusche von Gewer-
be- und Industrieanlagen. Geräusche des Straßenverkehrs oder von Sport- und 
Freizeitanlagen werden gesondert behandelt.
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Seit In-Kraft-Treten der aktuellen Fassung der TA Lärm [2] im Jahr 1998 wird 
wie oben erwähnt bei der Beurteilung von Anlagengeräuschen der Akzeptoran-
satz verfolgt. Demzufolge gelten die Immissionsrichtwerte für die Summe aller 
gewerblichen und industriellen Schallimmissionen, die auf einen Immissionsort 
einwirken.

Die Höhe des zutreffenden Immissionsrichtwertes ergibt sich aus der Zuordnung 
des Immissionsortes zu einem Gebiet, im Falle eines vorliegenden Bebauungs-
planes anhand des im Bebauungsplan festgesetzten Gebietscharakters. Ohne 
Bebauungsplan ergibt sich der Schutzbedarf aus der tatsächlichen Nutzung des 
Gebietes bzw. des Gebäudes. Es kann jedoch durchaus sachgerecht sein, eine 
abweichende Einstufung vorzunehmen, als die aus der Festsetzung des Bebau-
ungsplanes abzuleitende. Hierfür sind jedoch weitergehende Begründungen 
erforderlich, deren Zweck darin besteht, den Schutzbedarf angemessen festzule-
gen. Die Frage, ob ein Wohngebiet den Schutzbedarf des ihm zugrunde liegenden 
Bebauungsplans uneingeschränkt in Anspruch nehmen kann, entscheidet im 
Einzelfall über nicht unerheblichen Aufwand für Schallschutzmaßnahmen bis 
hin zur Frage der Genehmigungsfähigkeit.

Bekanntermaßen wird eine Abweichung vom ursprünglichen Schutzbedarf bei 
klassischen Gemengelagen vorgenommen. Das unmittelbare Aneinandergrenzen 
von Industrieanlagen auf der einen und Wohnbebauung auf der anderen Seite, 
erfordert ein erhebliches Maß an gegenseitiger Rücksichtnahme. Oftmals findet 
sich diese Gemengelage in gewachsenen städtischen Strukturen, die lange vor 
den heute selbstverständlichen Fragen des Umweltschutzes entstanden sind. 
Erweiterungsabsichten der Industrie bedürfen hierbei eines erhöhten Maßes an 
Schallschutz, als es dem Stand der Technik zur Lärmminderung entspricht. Im 
Gegenzug kann die Nachbarschaft nicht den vollen Schutzbedarf in Anspruch 
nehmen. In Bild 1 wird eine derartige Gemengelage dargestellt.

Bild 1:	 Die Wohnbebauung grenzt unmit-
telbar an das Betriebsgrundstück 
an. Hier liegt eine typische histo-
risch gewachsene Gemengelage 
vor

Ein weiterer Grund, weshalb vom 
grundsätzlichen Schutzanspruch ab-
gewichen werden kann, sind ständig 
vorherrschende Fremdgeräusche. 
Die TA Lärm [2] definiert diese als 
alle Geräusche, die nicht von der zu 
beurteilenden Anlage herrühren, 
also auch Geräusche des öffentlichen 
Straßenverkehrs. Der Unverhältnis-
mäßigkeit eines nur noch geringen 
zulässigen (zusätzlichen) Geräuschbei-
trags einer Anlage bei  einem ohnehin 
vorhandenen Geräuschpegel, der die 
Zusatzbelastung verdeckt, wird somit 
vorgebeugt.
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